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"Anderweitige" Speditions bedingungen 
und Spediteurhaftung 

Von Senatspräsident Leo Bin deI s, Hamm 

Unter diesem Titel behandelt Herr Dr. Erich Prölss in der Zeitschrift "Ver" 
sicherungsrecht" (6. ]ahrg. Heft 5) die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
eine Abmachung wirksam ist, in der ein Spediteur mit seinen Kunden zwar die 
Geltung der ADSp vereinbart, sich aber dabei ausbedingt, daß der darin vor" 
gesehene V,ersicherungsschutz durch andere als die in der z. Z. bekanntgegebenen 
Fassung des SVS .aufgeführten Versicherer gewährt werden soll. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nach den Gnmdsätzen der Vertrags" 
freiheit <eine solche Abmachung, wenn sie klar und unzweideutig ist, wirksam ist. 
Nach meiner Auffassung stoßen aber auch im übrigen die Ausführungen von 
Herrn Dr. Prölss in wesentlichen Punkten ins Leere, weil seine Prämisse, daß die 
ADSp "mit den Aenderungen, die sie seit ihrer ,ersten Publikation im Jahre 1927 
erfahr·en haben, ,automatisch kraft Handelsbrauchs, normierender V'erkehrssitte 
oder Unterwerfung zum Inhalt jedes Speditionsv:ertrages werden" - weil also 
diese Prämisse sich nicht beweisen läßt. 

In einem in der N]W vom 5. 8. 1955 (8. ]ahrg. Heft 31) ·erschienenen Auisatz 
habe ich dargelegt, daß bis zum Jahre 1939 die Geltung der ADSp als Handels" 
brauch sich nicht feststellen läßt. Es darf noch zusätzlich darauf hingewiesen 
werden, daß von den führenden Kommentaren zum HGB der von Schlegelberger 
(Ausg. 1939) der Frage skeptisch und zweifelnd gegenübersteht, und Baumbach 
(Ausg. 1939) und der K,omm. der RGRäte (Ausg. 1:943) 'einen Handelsbrauch 
direkt ablehnen. 

Erst dadurch, daß der RVerkehrsminister die ADSp durch die VO v,om 29. 12.39 
mit Wirkung vom 1. 4. 40 für die Mitglieder der RV'erkehrsgruppe Spedition und 
Lagerei für verbindlich erklärte und ihre Nichtbeachtung mit Sanktionen be" 
dr'Ühte, kamen sie zur allgemeinen Anwendung. Natürlich macht staatlicher 
Zwang noch keinen Handelsbrauch. W'enn man aber berücksichtigt, 'daß sie 
damals schon 12 Jahre lang vielfach angewendet wurden und diese Anwendung 
auch, nachdem der staatliche Zwang 1945 aufgehört hatte, von der Wirtschaft 
fortgesetzt wurde, kann man jetzt wohl, im Einklang mit dem überwiegenden 
Teil der :&echtsprechung von 'einem Handelsbrauch stmechen. 

Das betrifft aber nur das Grundsätzliche. Herr Rechtsanwalt Deringer hat in 
einem Aufsatz über die "kartellrechtliche Beurteilung der §§ 139..1, 41 c der ADSp 
(N]W 55 S. 1899) mit Recht ausgeführt, daß damit nicht feststehe, daß auch jede 
einzelne Bestimmung der ADSp zum Handelsbrauch geworden sei. Schon der 
K'Ümm. der RGR zum HGB meint (Ausg. 1943 § 407 Anm. 28): "Ein Handels" 
brauch von 65 Paragraphen und 2 Anlagen ist 'ein Unding", und Baumbach a. a. 0., 
die ADSp seien "viel zu umfangreich, um als Handelsbrauch zu gelten". 

Vergegenwärtigt man sich das Wesen dnes Handelsbrauchs, die gleichmäßige 
Handhabung einer als zweckmäßig. erkannten Maßnahme durch den Handels" 
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verkehr, 50 wird man hier feststellen müssen, daß das, was für den Handel 
.zweckmäßig und ,erforderlich war, darin bestand, dem Spediteur die Möglichkeit 
zu geben, sich von der persönlichen Haftung aus dem Speditionsv,ertrage zu be" 
frei:en, indem er dem Kunden als Ausgleich einen angemessenen Schutz durch 
eine Speditionsversicherung bot. Soweit die ADSp di·eses Bedürfnis 'befriedigten, 
mögen sie zum Handelsgebrauch geworden sein. Dagegen besteht 'kein Anlaß 
zu der Annahme, daß auch die Notwendigkeit, gerade bei den in der Beteiligten" 
liste zum SVS aufgeführten V,ersicherungsgesellschaften zu v·ersichern, vom 
Handel als ,erforderliche oder zweckmäßige Regelung :handelsüblich anerkannt 
wurde. Wie soll der Handel dazu kommen, einer bestimmten Interessentengruppe 

. handelsbräuchlich für alle Z.ukunftein Monopol auf die nach den ADSp zu 
schließenden V'ersicherungeneinzuräumen. Schon Baumbach ,erkennt dieses ]3e" 
denken, wenn ,er,a. ,a. O. schreibt, "die ADSpais Handelsbrauch wärcnerträg" 
lieh, wenn nicht der Z-.yang zum Monopol dahinter stände". 

'Wenn bis 1945 in der Praxis di.~se Versicherungsverträge wohl fast aussch1i,eß" 
lieh mit der ,erwähnten Beteiligtenliste gemäß dem SVS geschlossen wurden, so 
bcruht das nicht auf Handelsbrauch, sondern auf dem durch den RVerkMin. aus" 
geübten Zwang und dem Umstande, daß damals diese Versicherergruppe die 
einzige w.ar, die sich zum Abschluß derartiger Verträge in der Oeffentlichkeit 
bereiterklärt hatte. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht wird dadurch erhärtet, daß in dem Augenblicke, 
in dem 1945 der staatliche Zwang aufhörte, wie \)och zu zeigen ist, verschiedene 
Grtlppen von V,crsicherern auftraten, die auf Grund der ADSp Versicherungen, 
die dem SVSentspr.achen IÜder ihm gleichw.ertig waren, anboten, und die ver" 
ladende Wirtschaft und das Spediteurg,ewerbe sich mit il1l"en Geschäften auf dies.e 
Gruppen verteilte, sü daß von ,einem handdsgebräuchlich anerkannten M'{mopol 
einer Gruppe jetzt noch weniger die Rede sein kann denn je. 

Demnach ist festzustellen, daß der von Baumbach sog. Zwang zum Monopol 
niemals Handelsbrauch gewesen ist, 'es handelte sich vielmehr für die in der Be" 
teiligtenliste des RV'erkMin. veröffentlichten Versichenmgsgesellschaften um ein 
rein tatsächliches M,onopol, erzeugt durch staatlichen Zwang und das F,ehlen 
einer sich mit derartigen Verträgen befassenden Künkurrenz. Mit dem \'{T,egfall 
dieser Umstände fiel auch dieses tatsächHche Monopol weg. Die ADSp üben also 
kraft Handelsbrauchs ihDe Wirkung auch dann .aus, wenn der Spcditeur m~t 
anderen V,ersicherern .eine dem SVS mindestens gleichwertige Versicherung 
ß.bschließt. 
Zu demselben Ergebnis gelangt man aber selbst dann, Wlenn man annimmt, der 
Handelsbriluch gehe dahin, daß der Spediteur sich nur auf die ADSp berufen 
könne, wenn 'er bei der in ihnen bezogenen V,ersicherergruppe den SVS gez1eichnct 
habe. Als Handelsbrauch kommt nur die 1939 vom RVerkMin. veröffentlichte 
F.assung der ADSp in Betracht. Deren Anwendung steht aber heute ,entgegen, 
daß sowohl die dort als Verfasser und dauernde Ueberwacher der ADSp auf" 
geführten Spitz.enverbände der Wirtschaft, als auch ein Tdl der V.ersicherer der 
Beteiligf.enliste, als ,auch schließlich der RV,erkMin. selbst, der sich die Genehmi" 
gung jeder A,enderung der ADSp vorbehalten haUe, infolge der Ereignisse von 
1945 in Wegfall gekommen sind. , 
Nach §§ 39..1, 41 c ADSp ist der Spediteur, der des Schutz·es der ADSp teilhaftig 
werden will, v.erpflichtet, dne Speditionsversicherung gemäß dem SVS bei den" 
jenigen V,ersicherern zu decken, die von "den Spitzenverbänden der Wirtschaft, 
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die diese ADSp festgestellt haben, beauftragt sind". Diese Spitzenv-erbände sind 
verschwunden, können also niemand mehr beauftragen, und die Liste der Ver" 
sicherer, von denen jeder prozentual für jeden Schaden haftete, ist lückenhaft 
geworden, kann also den Auftrag so, wie damals in den ADSp vorgesehen, nicht 
mehr ausführen. Es -ergab sich also eine Lücke; die ADSp mit ihrem SYS waren 
zum TlÜrso geworden. . 
Als dann einige Zeit später die Wirtschaft wieder anzulaufen begann, sahen sich 
die Spediteure vor die Alternati.ve gestellt, ,entweder ganz .auf den Schutz der 
ADSp zu verzichten, 'Oder deren Lücken durch Vereinbarungen mit ihren Kunden 
zu schließen. In der Hauptsache handelte es sich dabei um die Bestimmung, 
welche V'ersicherer im Hinblick auf di.e lückenhaft geworaene Beteiligtenliste 
den Schutz nach dem SYS IÜder in gleichwertiger W>Cise gewähren sollten. Es 
bildeten sich alsbald verschiedene Gruppen von Y,ersicherern, die sich für diesen 
Zweck zur Y,erfügung stellten. 
per Rest der alten Y-ersicherer aus der Beteiligtenliste von 1939, der noch vor" 
handen war bzw. an dem Zusammenschluß zwecks Versichenmg nach dem SYS 
festhielt, und der sich durch die Maklerfirma Oskar Schunck K.G. vertreten läßt, 
nahm noch -einige Y,ersichererhinzu und ließ die ADSp mit dieser neuen Be" 
teiligtenliste v,eröffentlichen. Später (1951) gab er dne nochmals geänderte Be" 
teiligtenliste heraus und 'ersetzte von sich aus die in § 17 SYS vorgesehene Z1.1o' 
stimmung des RY,erkMin. zu Aenderungen des SYS durch die Zustimmung der 
Arbeitsgemeinschaft Spedition und Lagereie. V. und des Deutschen Industrie" 
und Handelstages. Diese Gruppe erhob auch den Anspruch, "die" allein nach 
§§ 39a, 41 c ADSp befugte Yersicher,ergruppe zu sein. Deringer a.a. O. scheint 
sich dieser Auffassung anzuschließen und mißt der Aenderung der Beteiligten" 
liste keine Bedeutung bei. Nun ist es richtig, daß schon vor 1939 die Zahl der 
Versicherer sich geändert hat; es mag auch sein, daß bei 'einer so lange Zeit wirk" 
samen Einrichtung Schwanlungen in der Zusammensdzung ni.cht zu vermeiden 
sind und daß damit schon von vornherein gerechnet rwurde. Aber wer hat damit 
gerechnet und wer hatte diese Schwankungen zu berücksichtigen? Natürlich nur 
die Y,erfasser der ADSp, die Spitzenverbände der Wirtschaft, und diese haben 
den Fall in § 39a ADSp auch vorgesehen. Danach sind sie es, die jeweils die 
Versicherer beauftrag,en. pb 1939 diese Befugnis, neue Versicherer zu bestellen, 
auf den RVerkMin. übergegangen ist, kann dahingestellt bleiben; denn sowohl er, 
wie die Spitz'enverbände sind 1945 abgetreten, ohne ihre Befugnis auf -eine andere 
Stelle, dwa die Rumpfgruppe der Y,ersicherer oder die in der Neufassung des 
§ 17 SYS genannten Stellen zu übertragen. Diesen StC1len könnte die Befugnis 
daher nur zugefallen sein, wenn nach 1945 ein neu entstandener Handelsbrauch 
sie ihnen zugebilligt hätte. 
Das ist nicht nur nicht zu -erweisen, vielmehr ergibt sich das Gegenteil aus :dem 
Wege, den der Handelsverkehr nach 1945 ,eingeschlagen hat. Die Gruppe Schunck 
war nämlich nach 1945 nicht die >Ci,nzige, die sich zur Durchführung,der ADSp 
zurVerfügung stellte; das taten z. B. auch die unter,Führung des Gerling"Konz-erns 
stehenden Versicherungsgesellschaften, die sich dabei. anderer Maklerfirmen be" 
dienten. (Nach Clauß "Zum Streit um die Speditionsv-ersicherung" 'in "Der Y,er" 
sicherungsnehmer" Jahrg.7 Nr. 8/55 handelt ,es sich um die Maklerfirmen Schmidt 
und Drewe.) Schon der Umstand, daß auch dies-e Gruppe mit ,einem beachtlichen 
Kundenkreis auf Grund der ADSp arbeitet, verbidet die Feststellung, daß die 
Gruppe Schunck nach allgemeiner Anschauung des Handelsverktehrs, also handels" 
bräuchlich an die Stelle der Beteiligtenliste von 1939 getreten sei, IÜder die Be" 

.. : " 

. -, 

"Anut:rweitig-o" SpüdiLionshCllingUligcn und Spcdilcurhaflung 37 

fugnis der Spitzenv,erbände der Wirtschaft oder des RY,erkMin., andere Yer" 
sicherer zu beauftragen, ausüben könne. Es darf darauf hingewiesen werden, daß 
sich sogar Krien, der in seinem Kommentar geneigt zu sein scheint, die Tätigkeit 
der Gruppe Schunck als bindend, jedenfalls als fait accompli anzunehmen, sich 
BI.63/95 der Zweifelhaftigkeit des seit 1945 betriebenen Ergänzungsverfahrens 
voll bewußt ist. 

Also auch, wenn man das Mlonopol der 1939 ,bestehenden Belteiligtenliste als 
handelsbräuchlich anerkennt, so bleibt die Tatsache bestehen, daß diese Liste 
lückenhaft _ g,e)Vorden und handelsbräuchlich niemand mehr berufen ist, s~e zu 
ergänzen. Der Spediteur, der ,einen Speditionsvertrag abschließt, muß somit, 
wenn -er auf den Schutz der ADSp nicht ve~zichten will, selbst einen Y,ersicherer 
aussuchen, der seinem Kunden -einen dem SYS gleichwertigen Versicherungs" 
schutz gewährt. Ich habe in meinem lerwähnten Aufsatz dargelegt, daß zu dies,er 
,Auslegung der Charakter der ADSp\ ,als dner normier'enden Ylertragsordnung 
nötigt. Soweit eine solche durch di;e Ereignisse lückenhaft geworden ist, ist sie 
anzuwenden, wie dn lückenhaft gewordenes Gesetz, d. h. sie ist aus ihrem Sinn 
und Zweck in dner den wirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung tragenden 
Weise zu 'ergänzen. Da nun die P,ersan des Y,ersicher,ers praktisch ohne Be" 
deutung ist, wenn nur der Versicherungsvertrag in Ordnullg geht, so kann die 
Ergänzung wohl kaum dahin gehen, dner Gruppe ein Monopol zu konz'ed~el'en, 
nur weil dn Tdl der beteiligten Gesellschaften schon auf der Liste von 1939 
stand, vielmehr muß man zudem Ergebnis kommen, daß 'es Sache des Spediteurs 
ist, sich einen Versicher,er auszusuchen. Ihn lediglich auf die Reste der alten Liste 
zu verweisen, ist schon darum unmöglich, weil Jeder dort Beteiligte nur zu einem 
Bruchteil des Schadens haftet, und daher eine lOOproz-enfige Deckung nicht er" 
reicht wäre. 

Die tatsächliche Lage, wie sie sich seit 1945' herausgebildet hat, daß unter An~ 
wendung der ADSp im übrigen dn Tdl des Speditionsgewerbes bei der Gruppe 
Schunck,ein -anderer bei der unter Führung des Gerling"K'onzerns stehenden 
Gi-uppe Versicheningsschlltz sucht, entspricht also auch der Rechtslage, zu der 
eine sachgemäße Auslegung des Handelsbrauchs führt. 

Somit bedürfte ,es an sich keines der von Herrn Dr. Prölss besprochenen Y,ermerke 
auf den Geschäftsp.apieren des Spediteurs, weil er ,eben in der Auswahl des Yer" 
sicherers fr-ei ist. Sie sind als Vorsichtsmaßnahmen zu bewerten, weil die An" 
sichten zu diesem Punkte in d~r Fachpresse sich g,egenüberstehen und auch durch 
Veröffentlichung von Neuausgaben der ADSp seitens der Gruppe Schunck der 
Eindruck erweckt werden könnte, diese -s,ei allein berufen, was im Einzelfalle zu 
Mißverständnissen führen könnte. 

Die Ver~erke weisen jedoch noch teine weitere Abw~ichung aus. Die ADSp 
erkennen die Freizeichnung des Speditetlts nach ihrem Wortlaut nur an, wenn 
die Versicherung auf Grund des SYS abgeschlossen wird. Nun ,entspricht aber 
die Speditionspolice (Sp). der unter Führung des Gerling"Konz,erns stehenden 
Y,ersicherer nicht genau dem SYS, geht vielmehr über -dessen Bestimmungen 
hinaus und gewährt noch 'einen 'erweiterten und zusätzlichen Schutz, indem u. a. 
entgegen dem SYS nicht bloß der Kunde, sondern auch der Spediteur selbst 
(z. B. für seine Haftung nach dem HGB, falls der Frebeichnungseinwand mach 
den ADSpim Einz-elfalle nicht anerkannt werden sollte) vIersichert ist. Es würde 
aber Treu und Glauben gr'öblich widersprechen, wollte man dem Spediteur, etwa 
in -einem Schadensprozeß mit -einem Kunden, 'die Berufung auf die ADSp ver~ 
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sagen, weil er nicht nach dem SVS versichert sei, sondern dne Versicherung gc" 
nommen habe, in der außer dem vollen Schutz des Kunden im Sinne des SVS 
noch darüber hinaus ein erweiterter Schutz gewährt wi.rd. Dabei kann es keine 
Rolle spielen, wie zwischen Versicherung und Spediteur die Prämie berechnet 
wird, wenn nUr der Kunde nicht höher belastet wird,als ,es nach dem SVS der 
Fall sein würde. 
Ist also,die Geltung der ADSp vereinbart, so ist es unschädlich, wenn dne der" 
artige Abweichung vom SVS Platz greift.· Es bedarf daher auch nach dkser 
Richtung nicht der von Herrn Dr. Prölss bemängelten Vermerke. 

Aber selbst wenn man, dem 'entgegen, ,es für erforderlich halten sollte, daß die 
Abweichungen von der Beteiligtenliste und dem Wortlaut des SYS besünders zu 
vereinbar,en seien, wird man Herrn Dr. Prölss in seiner Ansicht, die beiden Auf" 
drucke auf den Geschäftspapieren des Spediteurs genügten nicht, um dne solche 
Vereinbarung herbeizuführen, nichtbeistimmen. 
Der ,erste Aufdruck lautet:, "Unsere Geschäftsbedingungen sind die gleichen wie 
die ADSp mit der Maßgabe, daß die Speditiünsversicherung gemäß § 39 der 
ADSp ,anderweitig ,erstklassig eingedeckt ist. Einen Abdruck dieser Bedingungen 
stellen wir auf WlUnsch zur Verfügung." Dieser Vermerk schein! mir völlig 
eindeutig zu sein. Schon rein nach dem Sprachgebrauch besagt 'er, daß ·es s'ich 
nicht um die ADSp in der z. Z. vün der Gruppe Schunck bekanntgegebenen 
Fassung handelt, sondern um Bedingungen mit sonst zwar gleichem Inhalt wi'e 
die ADSp, aber unter ausdrücklicher Abdingung des § 39; der Hinweis auf die 
an de r we i ti g ,e erstklassige Eindeckung läßt vüllends klar erkennen, daß die 
Versicherung nicht bei den YersicherernabgeschIossen wird, die in der von der 
Gruppe Schunck .oder im Jahre 1939 veröffentlichten Beteiligtenliste stehen. W,er 
eine Offerte dieses Inhalts .annimmt, ohne sich die angebotene Kenntnisnahme von 
der "anderweitigen" Versicherung im einzelnen zu verschaffen, erklärt sich mit 
der Auswahl des anderweitigen Y'ersicherers durch den Spediteur dnv,erstanden. 
Natürlich darf er darauf vertrauen, daß die Yersicherung ihn mindestens ,ebenso 
günstig stellt wie der in den ADSp erwihnte SYS. 

Der zweite von Herrn Dr. Prölss besprochene Y,ermerk lautet: "Wh' arbeiten 
auf Grund der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp) neuester 
Fassung. Die Spediteur"Versicherung gemäß § 39 ADSp ist bei unseren Ver" 
sicherern mit für den Auftraggeber verbess,erten Bedingungen gedeckt. Diese 
stehen auf Wunsch ~ur V,erfügung." 

Dieser Y,ermerk verweist ,allerdings nicht .allgemein auf die ADSp, die, wie dar" 
gelegt, nur in der Fassung von 1939 gelten, soncler,n auf die "neueste" Fassung, 
womit also wohl die von der Gruppe Schunck veranlaßte jüngste Veröffent" 
lichung gemeint ist, die außer 'einer abweichenden Beteiligtenliste 'auch einige 
sonstige Aenderungen gegen 1939 aufweist. Auch dieser Y,ermerk besagt aber 
unzweideutig, daß die Yersicherungabweichend v.on § 39 ADSp geregelt ist. 
Es mag sein, daß er nicht für jeden Aufttaggeber sofort erkennbar macht, daß 
nicht der SYS, sondern eine ander'e Polioe, dwa die Sp, zugrunde gelegt werden 
soll. Immerhin wird ausdrücklich auf die für den Auftraggeber verbesserten Be" 
dingungen hingewiesen und 'es ist von vornherein unwahrscheinlich, daß aus" 
geDechnet die SYS"Y'ersicher,er dem Spediteur entgegen ihrem eigenen SVS 
verbesserte Bedingungen gewährt haben 'sollten. Eine möglicherweise düch 
v,orhandene Unklarheit wird man aber aus den v.orhin 'erörterten Gründen für 
bedeutungslos halt,en dürfen, weil ,es dem Kunden allein darauf ankommt die , 
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Vorteile, die er nach dem SVS haben würde, uneingeschränkt zu erwerben, 
er aber naturgemäß nichts dagegen haben kann, wenn ihm .oder dem Spediteur 
darüber hinaus noch weitere Vorteile ,eingeräumt werden. In dies,em Zusammen" 
hang darf ,auf die überzeugenden Ausführungen von Herrn R,echtsanwalt Kar! 
Clauß in Mannheim ("Der Versicherungsnehmer" Jahrg. 7 Nr.8/55) verwiesen 
werden, denen ich mich in vollem Umfange anschließe. Uebrigens kommt das 
in der neuesten Fassung des 'erwähntenV'ermerks noch klarer und unzweideutiger 
zum Ausdruck, in dem ausdrücklich erwähnt wird, die Versicherung sei .1 b '" 
w eie h le nd von § 39 ADSp geregelt. 

Herr Dr. Prölss hat selbstverständlich recht, wenn er schreibt, die Yermerke 
könnten nur dann V,ertragsinhalt geworden slCin, wenn si:e' wirksam ver,einbart 
seien. Diese Wirksamkeit kann aber, wie sich aus der vorhergehenden Erörterung 
ergibt, nicht mit der' Begründung bezweifelt w,erden, daß ·aus den Y,ermerk'en 
die Rechtslage nicht klar und erschöpf,end herv.orgehe. Darum bestehen jeden", 
falls dann keine Bedenken, wenn der Kunde sich mit den Y'ermerken ausdrück" 
lich ,einverstanden 'erklärt hat. Herr Dr. Präiss hat weiter darin recht, daß, wenn 
einmal 'etwas, z. B: die Versicherung b,ei der Gruppe Schunck, vereinbart ist, der 
Spediteur das nicht 'einseitig dwa durch nachträglichen Aufdruck des Y'ermerks 
auf einer R'echnung ändern kann. Es fr.agt sich aber, was ve'reinbart ist, wenn 
z. B. der Kunde telefonisch 'einen Speditionsauftrag gibt und der Spediteur ihn 
ohne irgendwelche Hinweise annimmt. Dann ist der V,ertrag unter den handels,. 
bräuchlichen Bedingungen, d. h. unter Yereinbarung der ADSp in der 1945 
lückenhaft gewordenen Fonn geschlossen. Das W,esl{!ntliche steht damit fest, . 
auch, daß der Spediteur sich auf die ADSp berufen kann, wenn er dne Ver" 
sicherung schließt, die dem Kunden mindestens den im SVS festgelegten Schutz 
verschafft. Der Vertrag ist blüß n.och nicht perfekt, da infolge des W,egfaIls der 
"legalen" V,ersichererliste nicht feststeht, bei wem versichert werden soll. Ein 
Handelsbrauch 'Oder eine Vermutung zu Gunsten der Gruppe Sch'llnck besteht 
ja nicht. Geht dem Kltmden dann ,ein den Vermerk lerithaltendes Schriftstück 
zu, so liegt darin das Angebot, den V,ertrag in diesem Sinne zu vlerv.ollständigen. 
Schweigt ,er 'darauf, so ist die V,ereinbamng lentsprechend dem' Vermerk g:e;:: 
schlossen. Dabei darf lerneut darauf hingewiesen werden, daß das die Rechts;:: 
lage ist, wenn man nicht schon gemäß der hier vertr,etenen Ansicht den Spediteur 
handelsbräuchlich für berechtigt halten will, den Versiche11er von sich aus zu 
bestimmen. 

Daß in diesem Falle Schweigen als Zustimmung zu gelten haben würde, lergibt 
schon die Erwägung, daß es sich lediglich um die Fortsetzung einer bereits an;:: 
geknüpften und im wesentlichen, der gnmdsätzlichen. Geltung der ADSp, bereits 
bindend gewordenen Geschäftsv,erbindung handelt, und daß der Vertrag nur 
in einem für den Kunden praktisch bedeutungslosen, seim materielle Rechtslage 
nicht berührenden, sie eher noch verbessernden Punkte ergänzt werden soll. 
Man wird dem Kunden daher zumuten können, daß ,er, falls ,er ICtwa aus persön" 
lichen Gründen ,einen bestimmten VersiCherer wünscht, das .ohne schuldhaftes 
Zögern .zum Ausdruck bringt. 

Gegen diese Ansicht kann die Entscheidung des BGH (NJW 55 S. 1794) nicht 
ins Feld geführt werden. Entgegen dem dürt 'entschiedenen Falle 4andelt es sich 
hier nicht um die Unterwerfung unter unbekannte Geschäftsbedingungen. Diese 
Geschäftsbedingungen, die ADSp, sind vielmehr zwischen den Parteien kraft 
Handelsbrauchs in allen wesentlichen Punkten bereits festgelegt, die einzige Un" 
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klarheit ist die unwesentliche Auswahl des Versicherers. Es liegt auch nicht ein 
Antrag auf nach!~äg~ich~ Vertragsänderung vor, sondern auf Vereinbanmg des 
letzten zur V ollstanchgkelt des V'ertrages noch fehlenden Punktes. 

Ist der Kunde nicht Kaufmann, so kann der Spediteur sich ihm gegenüber nicht 
auf den ~andelsb~auch. bemfen. Das für den Spediteur unerfreuliche ErgebnL,>, 
daß auf dIese \Velse seme Rechtslage u. U. verschieden ist, je nachdem ob sein 
Kunde ~aufmann i~t oder nicht, würde weitgehend ausg,eglicheri, wenn sich fest", 
s!ellen heße, .daß dIe Anwendung der ADSp über die Handelskreise hinaus zu 
emer apgememen Verkehrssitte geworden wäre. Ich habe a. a. O. dargelegt daß 
es z~elfelhaft ist, ob sich eine solche Feststellung treffen läßt. Im Rahme~ des 
vorltegenden Aufsatzes kann die Frage nicht abschließend behandelt werden. 

Ist kei~ec~e~artige,yerkeh~ssitte. feststellbar,. so müssen die ADSp mit dem nicht", 
kaufmanlllschen Kunden 11n Emzelfalle besonders vereinbart werden. Das ist 
auch durch schlüssige Handlungen möglich. Da ohne weiteres anzunehmen ist 
d'1ß der Spediteur die ADSp zugrunde legen will, kommt ,es darauf an ob deI: 
Kunde bei Anwendung der verkehrsüblichen Sorgfalt diesen Willen hätte er", 
kennen müssen. In diesem FaUe wird man ihn als zustLmmend ansehen auch 
wen~ ihm der Inh~lt der ADSp im einzelnen nicht bekannt war. Di~ ein", 
s~?ranker:den Ausf~lhrunger: der Et;tscheidung des BGH (NJW 55 S. 1794) 
durften hler,.wo 'es SIch l.I~e~ne normIerende Verkehrsordnung für einen ganzen 
Gewerbezweig handelt, dIe SIch schon zum Handelsbrauch verdicht'et hat nicht 
Platz greifen. Auch dies~ Frage kann aber hier nicht abschließend behandelt 
werden. ' 

\X1ird im Einzelf~llc~.ie Geltung der ADSp für den nichtkaufmännischen Kunden 
festgestellt, so gIlt fur deren Umfang, vor allem die Auswahl des Versicherers 
dasselbe 'wie für den kaufmännischen Kunden. ' 

. ;. 
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Grundfragen des Frelndenverkehrsrechts 
Von Ass. Dr. jur. H; K 1 at t, Fr.1llkfurtjMain 

Die Fremdenverkehrswiss,ens<;haft strebt zur Zeit nach den Rückschlägen, die 
der Zweite WeltkrLeg brachte, einem neuen Höhepunkt zu. In einem Artikel 
"Gegenwartsfragen der Fr,emdenv,erkehrswissenschaft" im "Jahrbuch für Fremden", 
verkehr", . 2. Jahrgang, Heft 2, Seite 16 H., hat Professor Hunzikcr u. a. aus~ 
geführt, daß an sich die Fremdenverkehrswiss·enschaft noch in den Anfängen 
stehe. Die Zahl derler, die sich mit ihr beschäftig,en, sei gering. Umfang und 
Dringlichkeit der zu bewältigenden Probleme stünden hiermit in' keinem V,er~ 
hältnis. Deshalb sei eine Beschränkung auf die dringlichsten ProbLeme tunlich. 
Auf ,einige besonders wichtige Fragen wird sodann die Aufmerksamkeit gelenkt. 
Es sind solche, die in betriebswirtschaftlicher Richtung der Lösung harren. Ich 
meine, daß diese bemerkenswerten Ausführungen nach der Seite des Fremden~ 
,verkehrsrechts ,ergänzt w,erden sollten. i .' r . 

Es liegt im W'esen der Materie, daß in der Fr,emdenv,erkehrswissenschaft volks", 
und betriebswirtschaftliche Fragen im Mittelpunkt des Inter,esses stehen. Dennoch 
sollte sich allgemein die Erkenntnis Bahn brechen, daß dem Fr,emdenverkehrs" 
recht jlicht rrurdne Bedeutung am Rande zukommt. W,enn man die Veröffent", 
lichungen der Letzten Jahr,e überschaut, findet man' Untersuchungen über fremden" 
verk,ehrsl'echtliche Probleme so gut wie gar nicht. U,eber die Bedeutung fremden" 
verkehrsl'echtlicher Fragen habe ich in dem Aufsatz ;,Das Gewerberecht der 
Reisebür-os -ein Teil des Fremdenv,erkehrsr,echts" in dem "Jahrbuch für 
Fremdenv,erkehr", 2. Jahrgang, Heft 2, Seite 51 H., Bemerkungen zum Recht des 
Reisebürogewerbes innerhalb des Gewerberechts gemacht. ,,,Was hier für das 
Gewerberecht gilt" - so hieß ,es wei~er - "gilt in ähnlichem Maße auch für 
andere Rechtsg,ebiete, von denen nur das Steuerrecht und das Arbeitsr,echt bei", 
spielhaft genannt sein sollen. Bei näherer Betrachtung wird man If,eststellen, 
daß 'es Besonderheiten dies,er Art auch in den anderen Gewerbezweigen des 
Fremdenverkehrs, wie dwa dem Hotel" und Gaststättengewerbe und dem Be" 
förderungsgewerbe, gibt. Diese Darstellung kann deshalb auch als Ausschnitt 
aus dem "Recht des Fremdenverkehrs" g,ewertet werden, das zu untersuchen und 
abzugrenz,en dne vielversprechende Aufgabe wäre ... " , 

1. 

Die Vorfrage bei den Untersuchungen ist: "Gibt 'es überhaupt so etwas wie ein 
Re eh t des Fl'emdenv,erkehrs?" DLej-enigen, di:e bestreiten, daß ,es eine Rechts" 
materie gibt, die als "Fremdenv,erkehrsr'echt" bezeichnet werden k;önnte, werden 
sich darauf bemfen, daß ,es bisher in keinem Staate einen Gesetzgeber gegeben 
hat, der die v,erschiedenen R,echtsfragen des Fr,emdenverk;ehrs, ,einheitlich zu" 
sammengefaßt hat. Die Vorschrift,en, dLe Mer beachtet werden müssen, finden 
sich vielmehr in ,einer großen Zahl von Geseben und V,erordnungen verstreut. 
Dieser Umstand dürfte aber noch dn Gmnd mehr sein, 'sich mit dem Wesen des 

, Fremdenverkehrsrechts auseinanderzusetz.en. 


